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Wegen der Abschiebung
einer armenischen Fami-
lie gerät Landrat Arnold
unter Druck. Nach 14 Jah-
ren wurden zwei Söhne
und ihre Mutter ausgewie-
sen.

in der Wetterau

Wie das Jobcenter
Menschen schikaniert

Pauschale für Unterkunft
und Heizung ist unsozial

Abgeschoben

DIE LINKE.

Hartz IV-Empfänger/innen und Bezieher/innen von
Grundsicherung haben Anspruch auf eine warme
Wohnung und warmes Wasser. Der Wetteraukreis hat
die Ausgaben für Unterkunft und Heizung um 3,5 Milli-
onen Euro gekürzt. Die Betroffenen erhalten nun eine
Pauschale und nicht mehr die tatsächlichen Kosten.

Hier stimmt
was nicht !
In Deutschland ist die
Zahl der Millionäre wäh-
rend der Krise gestie-
gen.Gleichzeitig gibt es
immer mehr Geringver-
diener/innen und die
Armut wächst.
Da muss man doch sa-
gen: Hier stimmt etwas
nicht! Wieso verweigert
denn eigentlich eine
Mehrheit im Bundestag
eine angemessene Ver-
mögenssteuer?
Lesen Sie das Interview
auf Seite 4

Lesen Sie Seite 2 Lesen Sie Seite 3

Werden nicht mehr die tat-
sächlichen Kosten ausge-
zahlt, die für Unterkunft
und Heizung anfallen, trifft
das Menschen, die von
Grundsicherung leben.
Sie müssen dann die feh-
lende Summe aus der
Grundsicherung selbst
ausgleichen. Die Betroffe-
nen leben dann weit unter
dem Existenzminimum.
Nach bisher geltendem
Recht dürfen Kommunen

Wohnung
zu teuer!

behauptet das Jobcenter.
�Stimmt nicht!� sagt DIE
LINKE. Genau wie das
Bundessozialgericht.
Zahlt dasJobcenternicht
Ihre volle Miete? Dann
sollten Sie sich wehren,
denn die Rechtsspre-
chung ist auf Ihrer Seite.
Wir informieren Sie, was
Sie tun können: info@
die-linke-wetterau.de

Fortsetzung auf Seite 5



Es macht sich immer gut,
Menschenrechte bei ande-
ren Staaten anzumahnen.
So auch bei der Türkei.
Sie wird gern wegen ihrer
Politik gegen Minderhei-
ten wie Armenier und Kur-
den kritisiert. Aber ausge-
rechnet Angehörige dieser
verfolgten Völker schiebt
man aus der Wetterau ab.
Plötzlich war
überall Polizei...
Jüngster Fall: eine armeni-
sche Familie aus Altenstadt,
die kurz vor Weihnachten
überraschend abgescho-
ben wurde. Mutter und Sohn
waren zum Ausländeramt
nach Büdingen bestellt wor-
den, um die Aufenthalts-
papiere verlängern zu las-
sen. Man bat sie, einen
Moment zu warten. Doch
dann stand plötzlich die
Polizei im Raum und führte
sie in Handschellen ab.
Zwanzig Polizisten be-
gleiteten die beiden nach
Hause. Die Wohnung wur-
de umstellt, der kranke Bru-
der aus dem Bett geholt.
Sie durften das Nötigste
packen und ab ging es zum

Abgeschoben
Fortsetzung von Seite 1

Der Sohn durfte keinen
Rechtsanwalt anrufen.
Sein Handy wurde ihm ab-
genommen. Er erhielt es
erst vor demAbflug zurück.
Landrat redet sich raus
DIE LINKE. Fraktion im
Kreistag wandte sich an
den Landrat: �Die Familie
lebt schon seit 14 Jahren
in Deutschland. Warum
war es nötig, die Familie
direkt im Ausländeramt zu
verhaften?� Die Fraktions-
vorsitzende Gabi Faulha-
ber, die von Beruf Lehre-
rin ist, sagte: �Mamikon So-
gamanian war mein Schü-
ler. Er hat sich Arbeit ge-
sucht und war im Sportver-

ein aktiv. Selbst wenn seine
Eltern dem Ausländeramt
Probleme gemacht haben:
die Kinder sind hier gebil-
det worden. Sie sind hier
sozialisiert. Jetzt werden sie
in Sippenhaft genommen.�
Landrat Arnold schrieb der
Linken, dass bei den bei-
den jungen Männern eigent-
lich die so genannte �Altfall-
regelung� angewendet wer-
den könnte. Doch wegen
der fehlenden Bereitschaft
der Eltern (!) ist das nicht
möglich und jetzt können
sie auch nicht wieder ein-
reisen. Welche Logik!
Ärgerlich findet DIE LINKE.,
dass die Ausländerbehörde
des Wetteraukreises immer
wieder durch besonders
hartes Vorgehen auffällt.

RoterRoterRoterRoterRoter
LadenLadenLadenLadenLaden

ein Büro. Veranstaltungen, Ausstellungen, Sitzun-
gen, Lesungen - all das ist möglich in den neuen
Räumen. Auch die Erwerbsloseninitiative Wetterau
trifft sich dort. Wenn Sie Interesse haben, die Räume
zu nutzen, wenden Sie sich an DIE LINKE.
Termine und Informationen finden Sie unter www.
die-linke-wetterau.de oder info@die-linke-wetterau.de

DIE LINKE. eröffnete in
der Friedberger Altstadt

Flughafen. Der Vater, der
schwer herzkrank ist, blieb
allein zurück.



Alltag im Nervenkrieg
Gabi Faulhaber, Kreistagsabgeordnete der Linken,
sprach mit Hartz IV Betroffenen. Sie berichteten über
den Nervenkrieg mit dem Jobcenter und wie sie mit
Ignoranz und Misstrauen umgehen. Lesen Sie über
eine andere Welt in einem reichen Land.

Wie das Jobcenter Hartz IV Betroffene schikaniert:

�Am schlimmsten ist das
Misstrauen. Man wird von
vorn herein als Betrüger be-
handelt�,sagteineHartzIVBe-
troffene. �Ob man dem Job-
center einen Brief schreibt
oder etwas persönlich ab-
gibt - alles muss mit Zeugen
erledigt werden. Denn die
Post kommtoft nichtan.Gibt
man es im Haus ab, erhält
es der Sachbearbeiter nicht.
Oder sagt er das nur so?
Es kommt so oft vor.�
Nur noch mit Zeugen
Eine Frau nennt ein Beispiel:
�Ich habe bei einer Urlaubs-
vertretungeineGasrechnung
der Stadtwerke abgegeben
und genau gesehen, wie sie
ins Fach des zuständigen
Sachbearbeiters gelegt wur-
de.DannkameineMahnung
derStadtwerkeundder Sach-
bearbeiter bestritt, diese
Rechnungerhaltenzuhaben.
Es ging um ca. 70 Euro.
Das ist für mich sehr viel
Geld. Die Rechnung wurde

erst bezahlt,alsmeinRechts-
anwaltnachfragte.�
Leider vergessen...
Eskommtvor,dasseinSach-
bearbeiter etwas vergisst.
Natürlich kommt das vor.
Aber für die Betroffenen ist
das verheerend. Eine allein-
erziehende Mutter berichtet:
�Der Sachbearbeiter vergaß
die Überweisung für einen
Monat. Meine Kinder und
ich waren zwei Wochen ohne
Geld. Ich ranntedemJobcen-
terdie Türen ein. Endlich be-
kam ich vorläufig einen Le-
bensmittelgutschein für 50
Euro, damit ich etwas zum
Essen kaufen konnte.�
Hier setzt eine andere Frau
ein: �Ich bin umgezogen. In
der alten Wohnung war eine
Küche, doch in der neuen
nicht. Ich sollte bei der WAUS
in Büdingen gebrauchte
Küchengeräte kaufen. Doch
dort stellte sich heraus,
dass die Kopfzeile auf mei-
nem Berechtigungsschein

nichtausgefülltwar.DerSach-
bearbeiter hatte es verges-
sen. Das war ein ziemlicher
Hickhack bis es dann ge-
klappt hat.�
Geld gekürzt
Lebhaft wird das Gespräch,
als es darum ging, dass die
Betroffenen mal was nicht
rechtzeitig abgeben kön-
nen. Alle hatten etwas zu
berichten. Ein Beispiel:
�Ich hatte eine Arbeitsstelle
als Aushilfe mit Minilohn ge-
funden. Der Arbeitseinsatz
war flexibel. Die haben ange-
rufen, wenn sie mich brauch-
ten. Dadurch habe ich Termi-
nebeimJobcenternichtwahr-
nehmenkönnen.Ichhabena-
türlichdortangerufenundab-
gesagt. Trotzdem wurde das
Hartz IV-Geld um 25% ge-
kürzt.Angeblichwegenunent-
schuldigtem Fehlen ohne Be-
gründung. Mein Rechtsan-
walt hat ein Eilverfahren be-
antragt.DasGerichthatnach
zwei Monaten ein Verfahren
zugelassen und eine Schlich-
tung anberaumt. Erst dann
lenkte das Jobcenter ein.
Wir haben ein halbes Jahr
auf das Geld gewartet.�
Lesen sie weitere unglaubliche
Erfahrungen in der nächsten
Ausgabe der Zeitung DIE LIN-
KE. in der Wetterau.



Hier stimmt was nicht!
Fortsetzung von Seite 1

Interview mit Rudi Kreich,
Kreistagsabgeordneter
der Linken.
Fällt der Linken nichts an-
deres ein, als die hohen
Einkommen zu besteuern?
Ist das nicht Neid?
Neid? Nein. DIE LINKE.
zeigt nur auf, dass der
Reichtum in der Gesell-
schaft total ungerecht ver-
teilt ist.
Während der gesamten
Krisenzeit hat der große
Reichtum einer Minderheit
zugenommen. 2002 gab
es in Deutschland bereits
720 000 Millionäre, die ein
Vermögen von 2 Billionen
Euro besaßen. Nur acht
Jahre später, 2010, wur-
den bereits 924 000 Milli-
onäre mit einem Geldver-
mögen in Höhe von ca. 3

Billionen Euro gezählt.
Aber in der selben Zeit gibt
es immer mehr Menschen,
die Geringverdiener/innen
sind: Leiharbeiter/innen,
befristet Beschäftigte unter
Tarif bezahlt, prekär Be-
schäftigte...
Hier stimmt doch was nicht!
Wieso verweigert denn ei-
gentlich eine Mehrheit im
Bundestag eine angemes-
sene Vermögenssteuer?
Aber wir haben doch auch
eine Schuldenkrise...
Wir könnten alle öffentlich
notwendigen Aufgaben
bezahlen, wenn die Mil-
lionäre angemessen be-
steuert würden.
DieArmut der Öffentlichen
Hand ist vor allem das Er-
gebnis des Reichtums
der großen Banken und
der Superreichen. Denn
mit der steigenden Zahl
der Millionäre stieg auch
die öffentliche Verschul-
dung. Dem Privatvermö-
gen von 2,7 Billionen Euro
stehen ca. 2 Billionen
Euro öffentliche Schulden
gegenüber. In Wirklichkeit
haben wir keine Schul-

denkrise, sondern eine
Verteilungskrise.
Wäre nicht die Einkom-
menssteuer gesenkt, bzw.
ganz gestrichen worden,
wäre nicht die Erbschafts-
steuer viel zu niedrig - wir
hätten genug Geld für So-
ziales, Bildung und Kultur.
Wenn dann noch der Fi-
nanzmarkt reguliert würde,
die Spekulationsgeschäfte,
die Hedgefonds und Leer-
verkäufe verboten wür-
den, kämen wir auch raus
aus der Krise.
Aber Bundeskanzlerin Mer-
kelwill dochauchnicht,dass
der Euro kaputtgeht, oder?
Die Wege, die Frau Mer-
kel und Herr Sarkozy nun
suchen, sind wieder neo-
liberale Wege. Sie wollen
ja an der Macht der Ban-
ken nichts verändern, sie
wollen nur deren Schulden
begleichen und überneh-
men. Die Gewinne bleiben
in privater Hand. Das ist
sozial grob ungerecht.
Und es ist auch völlig un-
demokratisch, wenn die
Politik das Geschehen
nicht mehr entscheidet.
Frau Merkel verwaltet die
Krise. Die Entscheidungen
treffen andere.
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Pauschale für Unterkunft
und Heizung ist unsozial

Fortsetzung von Seite1

oder der Landkreis nur
pauschalieren, wenn aus-
reichend freier Wohnraum
zurVerfügungsteht.DenBe-
troffenen muss es möglich
sein, mit der Pauschale eine
Wohnung mit ausreichen-
dem Standard im unteren
Preissegment anzumieten.
Kaum
Sozialwohnungen
DIE LINKE. hat die Gemein-
den angeschrieben und
erfahren, dass nur wenige
KommunenSozialwohnun-
gen haben. Die Quadratme-
terpreise, die der Wetterau-
kreis benennt, werden von
der Mehrheit der Gemein-
den als nicht realistisch ge-
sehen.
Verfehlte
Strukturpolitik
Die Kürzungen bei den
Kosten der Unterkunft und
Heizung führen auch zu
weiteren Problemen: Ein-
kommensschwache Men-
schen werden gezwungen,
ihre Wohnungen aufzuge-
ben und in billigere Wohn-
quartiere auszuweichen.

Im Wetteraukreis ist dies
überwiegend der struktur-
schwache Ostkreis oder
besondere Viertel in den
Städten des Westkreises.
Ghettobildung und struktu-
relle Verarmung sind be-
reits jetzt schon mancher-
orts spürbar.
Eigentlich wäre es die Auf-
gabe der Kreistagsabge-
ordneten und des Land-
rats, diese Entwicklung auf-
zuhalten. Doch keine der
anderen Parteien will Armut
und Wohnungsnot bekämp-
fen, sondern sie verschwei-
gen die Probleme lieber.
Intransparenz
Den Kreistagsabgeordne-
ten werden die grundle-
genden Papiere, wie der
Armutsbericht (Sozialindex)
und das �schlüssige Kon-
zept� (statt eines Mietspie-
gels, den es nicht gibt)
verweigert. DIE LINKE. be-
antragte die Veröffentli-
chung. Doch die anderen
Fraktionen wollten diese
Arbeitsgrundlage gar nicht
haben. Was die Vermutung

nahe legt, dass sie sich für
Sozialpolitik nicht interes-
sieren.
Die Kreisspitze begründe-
te ihre Geheimniskräme-
rei damit, dass Privatfir-
men aus dem Sozialindex
und dem Mietkonzept ei-
nen Vorteil ziehen könnten.
DIE LINKE. monierte in
ihrer Haushaltsrede die
Intransparenz im Kreistag.
Andere Kreise veröffentli-
chen ihren Armutsbericht
oder den Mietspiegel im In-
ternet. Zum Beispiel Frank-
furt oder auch der Land-
kreis Darmstadt-Dieburg.
Und hier in der Wetterau
soll das nicht möglich sein?
Wieso legen die Kreistags-
abgeordneten der ande-
ren Parteien keinen Wert
darauf, vor einer Abstim-
mung umfassend infor-
miert zu werden?



Rechte Gefahr aus der �Mitte�?
Immer mehr braune Spuren führen nach Hessen.
Ein ehemaliger Mitarbeiter
des Verfassungsschutzes
hält sich �zufällig� in einem
Kasseler Internetcafé auf,
während dessen der Be-
sitzer, Halit Yozgat, von
den Zwickauer Nazi-Terro-
risten ermordet wird. An-
lass für weitere Ermittlun-
gen? Fehlanzeige!
Oder: Kevin S., der 2008 in
einem Zeltlager der Links-
jugendsolid�miteinemKlapp-
spaten ein schlafendes Mäd-
chen schwer verletzt hatte,
wurde als Einzeltäter darge-
stellt. Die Landesregierung
bestritt, dass die �Freien
Kräfte Schwalm-Eder� - zu
denen Kevin S. gehört -
über organisierte Struktu-

ren verfügen. Jetzt stellte
sich heraus, dass Kevin
S. direkte Kontakte zu den
Zwickauer Nazi-Terroristen
hatte. Doch die Landesre-
gierung schweigt weiterhin
beharrlich. Welche Rolle
spielt der hessische Verfas-
sungsschutz? Gibt es in
Hessen einen Schutzraum
für Neonazis?
Die Gefahr, die von Neo-
nazis ausgeht, nimmt dra-
stisch zu, wenn aus der so
genannten �Mitte� der Ge-
sellschaft Signale der Ak-
zeptanz oder Ermunterung
ausgehen.
Sebastian Pella, Ried-
städter CDU-Stadtverord-
neter und Mitarbeiter des

CDU Landtagsabgeordne-
ten Günter Schork, hatte
jahrelang für rechte Maga-
zine geschrieben. Auch hat-
te er ein Buch über den NS-
Rassentheoretiker Wolt-
mann veröffentlicht. Oder:
Daniel Budzynski, Vor-
standsmitglied der CDU
Kassel Nord. Er wurde als
Mitglied der Naziorganisa-
tion �Freier Widerstand
Kassel� enttarnt.
Warum hat der Verfassungs-
schutz keinen Hinweis ge-
geben? Sind rechtsextreme
Positionen in der hessi-
schen CDU so weit ver-
breitet, dass ein ausgewie-
sener Neonazi nicht weiter
auffällt?

Allgemeinheit bezahlt Eliteschule

Doch was die Allgemein-
heit bezahlt kommt nicht
allen zugute. Die Europäi-
sche Schule ist eine pri-
vate Eliteschule. Die El-
tern müssen Schulgeld
bezahlen. Somit wird eine

In Bad Vilbel wird eine private europäische Schule gebaut. Sie wurde von der
Landesregierung als Ersatzschule genehmigt und erhält nun Millionen an Zu-
schüssen aus dem Landesetat.

soziale Selektion betrie-
ben. Wer kann sich schon
ein Schulgeld zwischen
350 und 1000 Euro lei-
sten? Dabei geben sich
die Betreiber �sozial�: Das
Schulgeld ist nach Ein-

kommen gestaffelt. 350
Euro ist der Mindestbei-
trag für Eltern mit einem
Einkommenvon�nur�40000
Euro im Jahr. Dass jemand
weniger verdienen könn-
te, ist nicht vorgesehen.



Der Kreistag überlässt
seine Haushaltsplanung
einer Privatfirma
Der Wetteraukreis hat 255 Millionen Euro Schulden.
Eine Privatfirma bekam den Auftrag, 17,5 Millionen
Euro aufzuspüren, die aus dem Haushalt 2012/2013
gestrichen werden können. SPD/FDP/Grüne und
CDU/FWG/Piraten stimmten der Vorlage kritiklos zu.
Politische Ideen haben sie selbst nicht.
Eine Consulting-Agentur
durchforstete den Wetter-
aukreis nach so genannten
�Einsparpotentialen�. Dem
neoliberalen Zeitgeist ent-
sprechend ist herausge-
kommen, dass das Mei-
ste bei den Sozialleistun-
gen und bei den Beschäf-
tigten eingespart werden
kann.
Die Kreistagsabgeordne-
ten stimmten diesen Vor-
schlägen weitgehend zu.
Das ist eigentlich nicht ver-
wunderlich: Es waren ihre
Parteien in Berlin und
Wiesbaden, die die Steu-
ern der Reichen gesenkt
haben. Sie haben die
Schuldenbremse einge-
führt und nichts für eine
Reform der Kommunal-
finanzierung getan.

2011 bekam die Consul-
ting-Agentur 100000 Euro.
Für so viel Geld hätten vie-
le der kleineren Kürzun-
gen nicht getätigt werden
müssen.
Warum kommen die Kreis-
verwaltung und der Kreis-
tag nicht auf eigene Ide-
en? Machen sie es wie in
der großen Politik? Dort
bestimmen auch nicht die
Politiker/innen, sondern die
Ratingagenturen. Die Fra-
ge ist nur: warum lassen
sich das die Kreistagsab-
geordneten gefallen?
Wieso wird der politische
Spielraum freiwillig auf-
geben? Ein Parlament,
das seine Aufgaben einer
Privatfirma übergibt und
nicht politisch entschei-
det, ist überflüssig!

Musikschulen werden
einFünftel ihrerFörderung
verlieren. Das heißt, die
Musikschulen müssen
ihre Preise erhöhen.
Und das geht nicht nur
zu Lasten einkommens-
schwacher Familien.
Auch beim Sport wurde
der Rotstift angesetzt:
obwohl schon heute nur
noch mit sehr viel ehren-
amtlichem Einsatz eine
gute Arbeit möglich ist.
DIE LINKE. beantragte,
die Zuschüsse für den
Sport nicht zu kürzen. Es
ist nicht nachvollziehbar,
dass hier Sparen sinnvoll
sein soll. Prävention,
Bewegungsangebote
besonders für Kinder
und Jugendliche, Be-
hindertensport, speziel-
le Angebote zur Linde-
rung von Gebrechen (z.
B. Rückenschule) ver-
bessern nicht nur die
Lebensqualität der Men-
schen, sondern senken
auch die Kosten im Ge-
sundheitswesen.

Kreis kürKreis kürKreis kürKreis kürKreis kürzt beizt beizt beizt beizt bei
SporSporSporSporSpor t undt undt undt undt und
MusikMusikMusikMusikMusik
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Nidda: Kinderbetreuung
deutlich ausbauen

Bisher galt als Standortfak-
tor für Kommunen immer
ein gutes schulisches An-
gebot. Zukünftig werden
die Kinderbetreuungs-
angebote in den Gemein-

Karl-Heinz Haas,
Stadtverordneter
der Linken in Nidda

Der Ortsverband �DIE LINKE. Nidda und Umgebung�
macht sich Sorgen um die Kinderversorgung. Die
Unterbringung eines kleinen Kindes ist für viele
berufstätige Eltern ein Problem. Die vorhandenen
Betreuungsplätze reichen nicht aus.

den ebenso wichtig wer-
den.
Die Unterbringung eines
kleinen Kindes ist die Vor-
aussetzung für die Berufs-
tätigkeit vieler Eltern. Omas
und Opas stehen seltener
zurVerfügung,man lebtnicht
mehr im selben Ort, man
kann seinen Arbeitsplatz
nicht aufgeben, man braucht
das Geld. Die Nachfrage
nach Betreuungsplätzen in
Krippen, Kindergärten oder
Horten steigt deshalb.
Ab2013solleseinenRechts-
anspruch für die Betreuung
der unter Dreijährigen ge-
ben. Doch nur für 35% der
Kinder werden Plätze ge-
schaffen. DIE LINKE. meint,
dass diese Quote weit hin-
ter dem zurückbleibt, was
nötig wäre. Doch das sta-
tistische Bundesamt melde-
te zum Jahresende 2011,
dass sogar diese Zahl nicht
erreicht werden wird.

Im Vergleich mit anderen
entwickelten Ländern liegt
die BRD bei der frühkind-
lichen Förderung weit zu-
rück. Dabei haben Studi-
en ergeben, dass Kinder,
die ab dem 3.Lebensjahr
Krippe, bzw. Kindergarten
besuchen, Entwicklungs-
defizite oder Bildungslük-
ken nahezu ausgleichen
können. Sie besuchen da-
nach mit größerem Erfolg
die Schule.
Genau das braucht unse-
re Gesellschaft angesichts
der zurückgehenden Be-
völkerungszahlen. Kinder
müssen die Schulen mög-
lichst gut ausgebildet ver-
lassen. Schüler/innen ohne
Abschluss müssen zur ab-
soluten Ausnahme werden.
DIE LINKE. sieht Kinderbe-
treuung als öffentliche Auf-
gabe an.TrotzderSchulden-
bremse müssen Mittel zur
Verfügung gestellt werden.
Wir meinen, dass Mehr-
wertsteuersenkungen für
Hoteliers, Betreuungs-
geld für Hausfrauen (Herd-
prämie), Ausgaben in Af-
ghanistan und vieles ande-
re für den Ausbau der Kin-
derbetreuung besser an-
gelegt wären.


